Zweckverband Abwasserbeseitigung ,Obere Mandau*“

Satzung uber die 6ffentliche
Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung — AbwS)
vom 16.12.2014

Aufgrund von 8§ 56 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), § 50 des Sachsischen Wassergesetzes
(SachsWG) und der 88 4, 14 und 124 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen (SachsGemO)
und der § 47 Abs. 2 iV.m. 8 6 Abs. 1 und 8§ 5 Abs. 4 Sachsisches Gesetz Uber die kommunale
Zusammenarbeit (S&chsKomZG) in Verbindung mit den 8§ 2, 9, 17 und 33 des Séachsischen
Kommunalabgabengesetzes (SachsKAG) hat der die Verbandsversammlung des Zweckverbandes
Abwasserbeseitigung ,Obere Mandau“ am 16.12.2014 folgende Satzung beschlossen:
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1. Teil — Allgemeines

§1
Offentliche Einrichtung

Der Zweckverband Abwasserbeseitigung ,,Obere Mandau“ (im Folgenden: Zweckverband) betreibt
die Beseitigung des in seinem Gebiet anfallenden Abwassers als eine einheitliche 6ffentliche
Einrichtung (aufgabenbezogene Einheitseinrichtung).

angefallen gilt Abwasser, das Uber eine private Grundsticksentwasserungsanlage in die
offentlichen Abwasseranlagen gelangt oder in abflusslosen Gruben oder Kleinklaranlagen
gesammelt wird.

Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Anderung der offentlichen Abwasseranlagen
besteht nicht.

Der Zweckverband kann sich zur Erfullung seiner Aufgaben Dritter bedienen. Der Zweckverband
erméachtigt die SOWAG mbH, AuBere WeberstraRe 43, 02763 Zittau, im Namen des AZV die
Gebihren fur die zentrale Schmutzwasserentsorgung zu erheben und entsprechende
Gebuhrenbescheide zu erlassen. Die Ermachtigung beinhaltet auch die Vollstreckung der
Verwaltungsakte gemall 8 3 Abs. 1 Nr. 3b S&chsKAG in Verbindung mit 8§ 118 der
Abgabenordnung. Die Ermachtigung wird erteilt, da die ordnungsgemafe Erledigung der Aufgabe
gewahrleistet ist. Der Zweckverband verpflichtet den Verwaltungshelfer vertraglich, den 6rtlichen
und uberortlichen Prifungsbehodrden (88 103 — 109 Séchsische Gemeindeordnung) das Recht zur
Prufung der Erledigung der Ubertragenen Aufgaben einzurdumen.

§2
Begriffsbestimmungen

Abwasser im Sinne dieser Satzung ist das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte Wasser und das bei Trockenwetter
damit zusammen abflieBende Wasser (Schmutzwasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus
Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abféllen austretenden und gesammelten
Flissigkeiten. Kein Abwasser im Sinne dieser Satzung ist das aus dem Bereich von bebauten oder
kinstlich befestigten Flachen abflieBende und gesammelte Wasser aus Niederschlagen
(Niederschlagswasser), soweit es nicht durch Gebrauch verdndert wird und hierdurch als
Abwasser i. S. d. § 2 Abs. 1 in den Geltungsbereich dieser Satzung fallt.

Offentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Zweckverbandsgebiet angefallene
Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Offentliche
Abwasseranlagen sind insbesondere die 6ffentlichen Kanéale, Abwasserpumpwerke und Klarwerke.
Zu den offentlichen Abwasseranlagen gehéren auch die Grundstiicksanschliisse im Bereich der
offentlichen Verkehrs- und Griinflachen bis zur Grundstiicksgrenze (Anschlusskanéle im Sinne von
§ 11). Offentliche Abwasseranlagen sich auch jene Grundstiicksanschliisse (Anschlusskanéle im
Sinne des §11), die der ErschlieBung von Hinterliegergrundstiicken oder solchen Grundstiicken
dienen, die nicht aus der 6ffentlichen Verkehrs- oder Grunflache erschlossen werden, soweit diese
vom Zweckverband errichtet oder aber tbernommen wurden oder werden.

Grundsticksentwésserungsanlagen sind alle Anlagen, die der Sammlung, Behandlung, Prifung
und Ableitung des Abwassers bis zur offentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehdren
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insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser
dem Anschlusskanal zufiihren (Grundleitungen), Hebeanlagen, abflusslose Gruben und
Kleinklaranlagen.

Grundstiicke, fir die weder eine leitungsgebundene Anschlussmdglichkeit noch ein tatsachlicher
leitungsgebundener Anschluss Uber 6ffentliche Kanale an ein offentliches Klarwerk besteht und
deren Abwasser in einer privaten Kleinklaranlage behandelt oder in einer privaten abflusslosen
Grube gesammelt und jeweils abgefahren wird, gelten als dezentral entsorgt im Sinne von § 17
Abs. 1 Satz 2 und 3 SachsKAG. Die nicht unter Satz 1 fallenden Grundstiicke gelten als zentral
entsorgt.

2. Teil = Anschluss und Benutzung

§3
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

Die Eigentimer von Grundstiicken, auf denen Abwasser anfallt, sind nach naherer Bestimmung
dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentlichen Abwasseranlagen
anzuschlieRen, diese zu benutzen und das gesamte auf den Grundsticken anfallenden Abwasser
dem Zweckverband im Rahmen des § 50 SachsWG zu uberlassen, soweit der Zweckverband zur
Abwasserbeseitigung verpflichtet ist (Anschluss- und Benutzungszwang). Der Erbbauberechtigte
oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des Grundsticks Berechtigte tritt an die Stelle des
Eigentimers.

Benutzungs- und Uberlassungspflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines
Grundstiicks oder einer Wohnung berechtigten Personen.

Grundstiicke sind, wenn sie mit einer baulichen Anlage versehen werden, anzuschlieRen, sobald
die fur sie bestimmten offentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Wird die
offentliche Abwasseranlage erst nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das
Grundstiick innerhalb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschlie3en.

Unbebaute Grundstiicke sind anzuschlieen, wenn der Anschluss im Interesse der 6ffentlichen
Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Griinden des 6ffentlichen Wohls geboten ist.

, das auf Grundstucken anfallt, die nicht an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind,
hat der nach den Absatzen 1 und 2 Verpflichtete dem Zweckverband oder dem von ihm
beauftragten Unternehmer zu tUberlassen (Benutzungszwang).

Bei Grundstiicken, die nach dem Abwasserbeseitigungskonzept des Zweckverbandes nicht oder
noch nicht an einen offentlichen Abwasserkanal angeschlossen werden konnen, kann der
Grundstiickseigentimer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den Anschluss seines
Grundstiicks verlangen, wenn er den flr den Bau des offentlichen Kanals entstehenden Aufwand
Ubernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet. Einzelheiten, insbesondere die
Frage, wer den Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand tragt, werden durch einen o6ffentlich-
rechtlichen Vertrag geregelt.

§4
Anschlussstelle, vorlaufiger Anschluss

Wenn der Anschluss eines Grundsticks an die néachstliegende offentliche Abwasseranlage
technisch unzweckm&Rig oder die Ableitung des Abwassers Uber diesen Anschluss fur die
offentliche Abwasseranlage nachteilig wéare, kann der Zweckverband verlangen oder gestatten,
dass das Grundstiick an eine andere 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

Ist die fur ein Grundstick bestimmte offentliche Abwasseranlage noch nicht erstellt, kann der
Zweckverband den vorlaufigen Anschluss an eine andere 6ffentliche Abwasseranlage gestatten
oder verlangen.

§5
Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss an die 6ffentliche Abwasserbeseitigung und von der Verpflichtung
zur Benutzung deren Einrichtungen kdnnen die nach 8 3 Abs. 1, 2 und 5 Verpflichteten auf Antrag
insoweit und solange befreit werden, als ihnen der Anschluss oder die Benutzung wegen ihres, die
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offentlichen Belange Uberwiegenden, privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers
nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

1)

)
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(5)

(1)

(@)

(1)

§6
Allgemeine Ausschliisse

Von der offentlichen Abwasserbeseitigung sind samtliche Stoffe ausgeschlossen, die die
Reinigungswirkung der Klarwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeintrachtigen, das Material der 6ffentlichen
Abwasseranlagen und/oder Transportfahrzeuge angreifen, ihren Betrieb, ihre Funktionsfahigkeit
oder Unterhaltung behindern, erschweren oder geféahrden kénnen, oder die den in 6ffentlichen
Abwasseranlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden kénnen. Dies gilt auch fur
Flussigkeiten, Gase und Dampfe.

Insbesondere sind ausgeschlossen:

1. Stoffe — auch in zerkleinertem Zustand —, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den
offentlichen Abwasseranlagen filhren kdnnen (z.B. Kehricht, Schutt, Mist, Sand,
Klichenabfalle, Asche, Zellstoffe, Textilien, Schlachtabfalle, Tierkorper, Panseninhalt,
Schlempe, Trub, Trester, hefehaltige Rlckstande, Schlamm, Haut- und Lederabfélle, Glas
und Kunststoffe),

2. feuergeféahrliche, explosive, giftige, fett- oder Olhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Karbid, Phenole,
Ole und dgl.), Sauren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren
Chemikalien, Blut, mit Krankheitskeimen behaftete Stoffe und radioaktive Stoffe,

, Glllle, Abgange aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke,

und sonst Ubelriechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, Krautwasser),
Abwasser, das schadliche oder beléstigende Gase oder Dampfe verbreiten kann,
Abwasser, dessen Entfarbung im Klarwerk nicht gewéhrleistet ist,

Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht,

® N o o os W

Abwasser, dessen chemische und physikalische Eigenschaften Werte aufweist, die Gber den
allgemeinen Richtwerten fir die wichtigsten Beschaffenheitskriterien der Anlage | des
Merkblattes DWA-M 115/2 der Deutschen Vereinigung fir Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e.V. (DWA) in der jeweils gultigen Fassung liegen.

Der Zweckverband kann im Einzelfall weitergehende Anforderungen stellen, wenn dies fur den
Betrieb der offentlichen Abwasseranlage erforderlich ist.

Zweckverband kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Abséatze 1 bis 3
zulassen, wenn offentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im
Einzelfall eine unbillige Harte bedeuten wiirde und der Antragsteller evtl. entstehende Mehrkosten
Ubernimmt.

8 50 Abs. 3 bis 6 SachsWG bleibt unberthrt.

87
Einleitungsbeschrankungen

Der Zweckverband kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung,
Drosselung oder Speicherung abhangig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies
insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige
offentliche Belange erfordert.

Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, und von sonstigem Wasser
bedarf der schriftlichen Genehmigung des Zweckverbandes.
§8
Eigenkontrolle und Wartung

Der Zweckverband kann verlangen, dass auf Kosten des Grundstickseigentimers oder des
sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der
Abflisse und der Beschaffenheit der Abwasser zur Bestimmung der Schadstofffracht in die private
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Grundstiicksentwésserungsanlage eingebaut oder an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstiick
angebracht, betrieben und in ordnungsgemafem Zustand gehalten werden.

Die Eigenkontrolle und Wartung einer Kleinklaranlage bzw. einer abflusslosen Grube hat den
Anforderungen der Verordnung des Sachsischen Staatsministeriums fir Umwelt und
Landwirtschaft zu den Anforderungen an Kleinklaranlagen und abflusslosen Gruben, tber deren
Eigenkontrolle und Wartung sowie deren Uberwachung (Kleinklaranlagenverordnung) in der jeweils
geltenden Fassung zu geniigen. Danach erforderliche Wartungen einer Kleinklaranlage sind durch
den Hersteller oder einen Fachbetrieb (Fachkundigen gemaf Bauartzulassung) auszufiihren. Das
Betriebsbuch einer Kleinklaranlage bzw. einer abflusslosen Grube ist nach deren endgultiger
Stilllegung bis zum Ende des 5. folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. Im Falle eines
Rechtsstreits ist das Betriebsbuch bis zum Ablauf eines Jahres nach dessen rechtskraftigem
Abschluss aufzubewahren.

Der Zweckverband kann — soweit Absatz 2 nicht zur Anwendung kommt — in entsprechender
Anwendung der Vorschriften der Verordnung des Séchsischen Staatsministeriums fir Umwelt und
Landwirtschaft dber Art und Haufigkeit der Eigenkontrolle von Abwasseranlagen und
Abwassereinleitungen (Eigenkontrollverordnung) in der jeweils geltenden Fassung auch verlangen,
dass eine Person bestimmt wird, die fir die Bedienung der Anlage und fir die Fuhrung des
Betriebstagebuches verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindestens funf Jahre lang, vom
Datum der letzten Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und dem
Zweckverband auf Verlangen vorzulegen. Im Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch bis
zum Ablauf eines Jahres nach dessen rechtskraftigem Abschluss aufzubewahren.

§9
Abwasseruntersuchungen

Der Zweckverband kann bei Bedarf Abwasseruntersuchungen vornehmen. Er bestimmt, in
welchen Abstanden die Proben zu entnehmen sind, durch wen die Proben zu entnehmen sind und
wer sie untersucht. Firr das Zutrittsrecht gilt 8§ 18 Abs. 2 entsprechend.

Die Kosten einer Abwasseruntersuchung tragt der Verpflichtete, wenn

1. die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder auferlegte Verpflichtungen nicht erfillt
worden sind oder

2. der besonderen Verhéltnisse eine standige Uberwachung geboten ist.

Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mangel festgestellt werden, hat der
Grundstiickseigentimer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete diese unverzuglich
Zu beseitigen.

§10
Grundstucksbenutzung

Die Grundstuckseigentimer und sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete sind im Rahmen der Vorschrift
der 88 93 WHG, 95 SachsWG verpflichtet, fir Zwecke der offentlichen Abwasserbeseitigung das
Verlegen von Kanélen einschlieBlich Zubehor zur Ab- und Fortleitung gegen Entschadigung zu dulden.
Sie haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstiicke an die Anschlusskanéle zu ihren
Grundsticken zu dulden.

3. Teil = Anschlusskanéle und private Grundsticksentwésserungsanlagen

1)

@)

®3)

8§11
Anschlusskanale

Anschlusskanédle (8§ 2 Abs. 2 Satz 3) werden von dem Zweckverband hergestellt, unterhalten,
erneuert, geéndert, abgetrennt und beseitigt.

Art, Zahl und Lage der Anschlusskanile sowie deren Anderung werden nach Anhérung des
Grundstiickseigentiimers oder sonstiger nach 8 3 Abs. 1 Verpflichteter und unter Wahrung ihrer
berechtigten Interessen vom Zweckverband bestimmt.

Der Zweckverband stellt die fir den erstmaligen Anschluss eines Grundstiickes notwendigen
Anschlusskanéle bereit. Jedes Grundstiick erhalt mindestens einen Anschlusskanal.
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In  besonders begriindeten Féllen (insbesondere bei Sammelgaragen, Reihenhdusern,
Grundsticksteilung nach Verlegung des Anschlusskanals) kann der Zweckverband den Anschluss
mehrerer Grundstiicke Uber einen gemeinsamen Anschlusskanal vorschreiben oder auf Antrag
zulassen.

Die Kosten der fur den erstmaligen Anschluss eines Grundstlicks notwendigen Anschlusskanale
(Absatze 3 und 4) sind durch den Abwasserbeitrag nach § 33 abgegolten.

§12
Sonstige Anschlisse, Aufwandsersatz

Der Zweckverband kann auf Antrag des Grundstiickseigentimers oder sonstiger nach 8 3 Abs. 1
Verpflichteten weitere, sowie vorlaufige oder voribergehende Anschlusskanéle herstellen. Als
weitere Anschlusskanéle gelten auch Anschlusskanéle fur Grundstlicke, die nach Entstehen der
erstmaligen Beitragspflicht (& 34 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) neu gebildet werden.

Den tatsdchlich entstandenen Aufwand fur die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung,
Veranderung und Beseitigung der in Abs. 1 genannten Anschlusskanéle und Anschlisse tragt der
Grundstiickseigentiimer im Zeitpunkt des Abs. 3. Anschlusskanale nach Abs. 1, die nicht durch
den Zweckverband errichtet werden, sind so herzustellen, wie dies im Rahmen der allgemein
anerkannten Regeln der Technik tblich ist. Der Zweckverband kann entsprechende Anforderungen
an die Lage und technische Ausfuhrung der Grundstiicksanschlisse nach Abs. 1 stellen, soweit
dies zur Gewabhrleistung der dauernden Betriebssicherheit des betreffenden Kanalabschnittes
notwendig wird.

Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands entsteht mit der Herstellung des Anschlusskanals, im
Ubrigen mit der Beendigung der Ma3nahme.

Der Aufwandsersatz wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.

§13
Genehmigungen

Der schriftichen Genehmigung des Zweckverbandes bedirfen:

1. Die Herstellung der privaten Grundstlicksentwasserungsanlagen, deren Anschluss sowie
deren Anderung,

2. die Benutzung der offentlichen Abwasseranlagen sowie die Anderung der Benutzung. Bei
vorubergehenden oder vorlaufigen Anschliissen wird die Genehmigung widerruflich oder
befristet ausgesprochen.

Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z.B. Uber bestehende private
Grundsticksentwasserungsanlagen) gleich.

die den Antragen beizufigenden Unterlagen gelten die Vorschriften des § 1 der Verordnung des
Séchsischen Staatsministeriums des Innern zur Durchfuhrung der Sé&chsischen Bauordnung
(SachsBO-DurchfuhrvO) in der jeweils geltenden Fassung sinngem&f. Die zur Anfertigung der
Plane erforderlichen Angaben (Hohenlage des Kanals, Lage der Anschlussstelle und
Hohenfestpunkte) sind bei dem Zweckverband einzuholen.

§14
Regeln der Technik fir private Grundstiicksentwésserungsanlagen

Die privaten Grundstiicksentwésserungsanlagen (8 2 Abs. 3) sind nach den gesetzlichen Vorschriften
und den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen und zu betreiben. Allgemein anerkannte
Regeln der Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen fir den Bau, den Betrieb und die
Unterhaltung von Abwasseranlagen.

1)

§15

Herstellung, Anderung und Unterhaltung der privaten Grundstiicksentwasserungsanlagen

Die privaten Grundsticksentwasserungsanlagen (8 2 Abs. 3) sind vom Grundstlickseigentiimer
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten herzustellen, zu unterhalten
und nach Bedarf gruindlich zu reinigen.
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Der Zweckverband ist im technisch erforderlichen Umfang befugt, mit dem Bau der
Anschlusskanéle einen Teil der privaten Grundsticksentwésserungsanlagen, einschlie3lich der
Prif-, Kontroll- und Ubergabeschachte mit den gemaR § 8 Abs. 1 erforderlichen
Messeinrichtungen, herzustellen und zu erneuern. Der Aufwand ist dem Zweckverband vom
Grundstiickseigentiimer oder dem sonstigen nach 8 3 Abs. 1 Verpflichteten zu ersetzen. § 12 Abs.
3 und 4 gelten entsprechend.

Der Grundstiickseigentimer oder der sonstige nach 8 3 Abs. 1 Verpflichtete hat die Verbindung
der privaten Grundstiicksentwasserungsanlagen mit den offentlichen Abwasseranlagen im
Einvernehmen mit dem Zweckverband herzustellen. Grundleitungen sind in der Regel mit
mindestens 150 mm Nennweite auszuflhren. Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr ist so nahe
wie technisch méglich an die offentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zuganglich und
bis auf Riickstauebene (817) wasserdicht ausgefiihrt sein.

private Grundsticksentwasserungsanlagen sind vom Grundstickseigentimer oder dem sonstigen
nach 8 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu &ndern, wenn Menge oder Art des Abwassers
dies notwendig machen.

Anderungen an einer privaten Grundstiicksentwésserungsanlage, die infolge einer nicht vom
Grundstiickseigentimer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu vertretenden
Anderung der 6ffentlichen Abwasseranlagen notwendig werden, fiihrt der Zweckverband auf seine
Kosten aus, sofern nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht, wenn die Anderung oder Stilllegung
der privaten Grundstiicksentwasserungsanlagen dem erstmaligen leitungsgebundenen Anschluss
an die offentliche Abwasseranlage dient oder fur Grundstuicke, die einen erstmaligen Anschluss an
die zentrale Abwasserentsorgung erhalten.

Wird eine private Grundstliicksentwasserungsanlage — auch voriibergehend — aul3er Betrieb
gesetzt, so kann der Zweckverband den Anschlusskanal verschlieBen oder beseitigen. Der
Aufwand ist vom Grundstiickseigentimer oder dem sonstigen nach 8§ 3 Abs. 1 Verpflichteten zu
ersetzen. 8§ 12 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. Der Zweckverband kann die Ausfihrung der in
Satz 1 genannten MafRnahmen auf den Grundstiickseigentiimer oder den sonstigen nach 8§ 3 Abs.
1 Verpflichteten tbertragen.

§16
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgerate, Toiletten mit Wasserspiilung

Auf Grundstiicken, auf denen Fette, Leichtfliissigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Ole oder
Olriickstande in das Abwasser gelangen koénnen, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser
Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehdrenden Schlammféangen) einzubauen, zu
betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehdrenden
Schlammféangen sind vom Grundstiickseigentimer oder den sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2
Verpflichteten in regelmafigen Zeitabstanden, dartber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren
und zu reinigen. Bei schuldhafter Sdumnis ist er dem Zweckverband schadenersatzpflichtig. Fur
die Beseitigung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften tiber die Abfallentsorgung.

Der Zweckverband kann vom Grundstickseigentimer und dem sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanlage verlangen,
wenn dies fur die Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt fir Pumpanlagen bei
Grundstlicken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden.

Zerkleinerungsgerate fir Kichenabfalle, Mull, Papier und dergl. dirfen nicht an private
Grundstlicksentwasserungsanlagen angeschlossen werden.

Auf Grundstiicken, die an die o6ffentliche Abwasserbeseitigung mit Abwasserreinigung durch ein
offentliches Klarwerk angeschlossen sind, sind in Gebauden mit Aufenthaltsraumen nur Toiletten
mit Wasserspulung zulassig.

§ 14 gilt entsprechend.

§17
Sicherung gegen Riickstau

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der privaten Grundsticksentwasserungsanlagen, z.B. Toiletten mit
Wasserspilung, Bodenabldufe, Ausglisse, Spulen, Waschbecken und dergl., die tiefer als die
StraBenoberflache an der Anschlussstelle der Grundstiicksentwasserung (Ruckstauebene) liegen,
missen vom Grundstlickseigentimer oder dem sonstigen nach 8§ 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine
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Kosten gegen Riickstau gesichert werden. Im Ubrigen hat der Grundstiickseigentiimer oder sonstige
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete fur rickstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen. § 15 Abs. 5 gilt
entsprechend.

1)

)

3)

1)

)

®3)

(4)

(5)

(6)

§18
Abnahme und Prifung der privaten Grundsticksentwasserungsanlagen, Zutrittsrecht

Die private Grundsticksentwasserungsanlage darf erst nach Abnahme durch den Zweckverband in
Betrieb genommen werden. Die Abnahme der privaten Grundstiicksentwasserungsanlage befreit
den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausfiihrenden Unternehmer nicht von
ihrer Verantwortlichkeit fir die vorschriftsmafige und fehlerfreie Ausfihrung der Arbeiten.

Der Zweckverband ist berechtigt, die privaten Grundstiicksentwasserungsanlagen zu prifen. Den
mit der Uberwachung der Anlagen beauftragten Personen ist zu allen Teilen der privaten
Grundstiicksentwésserungsanlagen Zutritt zu gewdahren. Sie durfen Wohnungen nur mit
Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und GeschaftsrAume ohne Einwilligung nur in den Zeiten
betreten, in denen sie normalerweise fir die jeweilige geschéaftliche oder betriebliche Nutzung offen
stehen. Grundstuckseigentimer und die sonstigen nach 8 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten sind
verpflichtet, die Ermittlungen und Prifungen nach den Satzen 1 und 2 zu dulden und dabei Hilfe zu
leisten. Sie haben den zur Prifung des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgange
zu gewahren und die sonst erforderlichen Auskilnfte zu erteilen.

Werden bei der Prufung der privaten Grundstiicksentwasserungsanlagen Mangel festgestellt, hat
sie der Grundstuickseigentiimer oder die sonstigen nach 8 3 Abs. 1 Verpflichteten unverziiglich auf
eigene Kosten zu beseitigen.

8§19
Private Kleinklaranlagen und private abflusslose Gruben

Die Entsorgung des Schlammes aus privaten Kleinklaranlagen mit biologischer Reinigungsstufe
und des Inhalts abflussloser Gruben erfolgt bedarfsgerecht, fir alle anderen privaten Anlagen und
in den Fallen des Absatzes 3 Satz 4 erfolgt sie regelmal3ig oder nach Bedarf.

Die bedarfsgerechte oder regelmafiige Entsorgung erfolgt zu dem von dem Zweckverband fir jede
Kleinklaranlage und abflusslose Grube unter Bericksichtigung der Herstellerhinweise, der DIN
4261 Teil 1 in der jeweils geltenden Ausgabe bzw. der DIN EN 12566 Teil 1 in der jeweils
geltenden Ausgabe, sowie den Bestimmungen der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung
festgelegten Zeitpunkt oder mindestens in den in der wasserrechtlichen Entscheidung festgelegten
Abstdnden. Die DIN und DIN EN-Normen sind im Beuth Verlag GmbH, Berlin, erschienen und
beim Deutschen Patent- und Markenamt in Minchen archivmaRig gesichert niedergelegt. Der
Zweckverband oder der Beauftragte geben die Entsorgungstermine bekannt, die Bekanntgabe
kann offentlich erfolgen.

Voraussetzung fur eine bedarfsgerechte  Fakalschlammentsorgung ist, dass der
Grundstiickseigentiimer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete regelméaRig eine
fachgerechte Schlammspiegelmessung durchfiihren lasst und dem Zweckverband den etwaigen
Bedarf fur eine Entleerung unverziglich anzeigt. Erfolgt anlasslich der Wartung einer
Kleinklaranlage eine Schlammspiegelmessung, so ist das Messprotokoll dem Zweckverband
unverziglich zuzusenden; Abs. 8 lit. a) bleibt unberiihrt. Die Anzeige hat fur abflusslose Gruben
spatestens dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 50 cm unter Zulauf angefillt sind. Wird keine
Schlammspiegelmessung durchgefiihrt oder werden die Ergebnisse der Messungen nicht
rechtzeitig nach Satz 1 bis 3 dem Zweckverband mitgeteilt, so erfolgt eine regelmafige
Entsorgung.

Der Zweckverband kann die unter Abs. 1 fallenden Abwasseranlagen auch zwischen den nach
Absatz 1 und 2 festgelegten Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn aus
Grinden der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist.

Der Grundstiickseigentimer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete ist dafr
verantwortlich, dass die unter Abs. 1 fallenden Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke des
Abfahrens des Abwassers zuganglich sind und sich der Zugang in einem verkehrssicheren
Zustand befindet.

Zur Entsorgung und zur Uberwachung der Abwasseranlagen nach Absatzen 7 und 8 ist den
Beauftragten des Zweckverbandes ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Kleinklaranlagen und
abflusslosen Gruben zu gewéhren.
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Die Uberwachung der Eigenkontrolle und Wartung der privaten Kleinklaranlagen und privaten
abflusslosen Gruben erfolgt auf Grundlage der Kleinklaranlagenverordnung. Durch den
Zweckverband festgestellte und gegeniiber dem Grundstiickseigentimer oder dem sonstigen nach
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten beanstandete Mangel sind von diesem innerhalb der gesetzten
Frist zu beheben; der Zweckverband ist hiertiber unverziiglich schriftlich in Kenntnis zu setzen.

Die Uberwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Absatzes 7 Satz 1 wird wie folgt durchgefiihrt:

a) Der Grundstickseigentimer bzw. der nach 8 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete hat dem
Zweckverband bei Kleinklaranlagen, fir die die Wartung durch den Hersteller oder einen
Fachbetrieb vorgeschrieben ist, die Wartungsprotokolle zuzusenden.

b) Bei sonstigen Kleinklaranlagen und abflusslosen Gruben erfolgt die Uberwachung durch
Einsichtnahme in das Betriebsbuch und Sichtkontrolle der Anlage anlasslich der
Fakalschlammabfuhr oder Entleerung der abflusslosen Gruben.

Kleinklaranlagen, abflusslose Gruben und deren Nebeneinrichtungen sind unverziglich aul3er
Betrieb zu setzen, sobald das Grundstiick an ein offentliches Klarwerk angeschlossen ist. Den
Aufwand fir die Stilllegung tragt der Grundstickseigentiimer oder sonstige nach § 3 Abs. 1
Verpflichtete.

§ 18 Abs. 2 gilt entsprechend.
4. Teil — Schmutzwasserbeitrag

8§20
Erhebungsgrundsatz

Der Zweckverband erhebt zur angemessenen Ausstattung der 6ffentlichen Einrichtung
Abwasserbeseitigung mit Betriebskapital Abwasserbeitrage. Es wird ausschlie3lich ein Teilbeitrag
Schmutzwasserentsorgung erhoben.

Die Hohe des Betriebskapitals fiir die Schmutzwasserentsorgung wird auf 18.678.396,19 €
(37.356.792,37 DM) festgesetzt.

Durch Satzung kdnnen zur angemessenen Aufstockung des nach Absatz 2 festgesetzten
Betriebskapitals gemaR § 17 Abs. 2 SachsKAG weitere Beitrage erhoben werden.

§21
Gegenstand der Beitragspflicht

Der erstmaligen Beitragspflicht im Sinne von 8§ 20 Abs. 1 unterliegen Grundstticke, denen durch die
Anschlussmoglichkeit an die offentliche Einrichtung in Bezug auf das in der jeweiligen
Verbandsgemeinde festgesetzte oder nach Verkehrsauffassung zuldssige MaR der baulichen
Nutzung nicht nur voriibergehende Vorteile zuwachsen.

Wird ein Grundstiick an offentliche Abwasseranlagen der Schmutzwasserentsorgung tatsachlich
angeschlossen, so unterliegt es den Beitragspflichten auch dann, wenn die {brigen
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfillt sind.

Grundstiicke im Sinne der Absatze 1 und 2, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits an die
offentlichen Abwasseranlagen der Schmutzwasserentsorgung angeschlossen sind, unterliegen der
erstmaligen Beitragspflicht gemaf § 20 Abs. 1.

Grundstiicke im Sinne der Absatze 1 bis 4, fur die schon ein erstmaliger Beitrag nach den
Vorschriften des SachsKAG oder des Vorschaltgesetzes Kommunalfinanzen entstanden ist,
unterliegen einer weiteren Beitragspflicht, wenn dies durch Satzung (§ 20 Abs. 3) bestimmt wird.

Grundstlcke, die dezentral im Sinne des § 2 Abs. 4 S. 1 entsorgt werden, unterliegen nicht der
Beitragspflicht.
§22
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentiimer des
Grundstiicks ist. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte ist
anstelle des Eigentimers Beitragsschuldner.
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Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner; Entsprechendes gilt fur sonstige
dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte.

Mehrere Beitragsschuldner nach Abséatzen 1 und 2 haften als Gesamtschuldner.

Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem Grundstiick, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem
Erbbaurecht oder sonstigen dinglichen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 2 auf dem
Wohnungsoder dem Teileigentum; Entsprechendes gilt fur sonstige dingliche Nutzungsrechte.

§23
Beitragsmalstab

Malfstab fur die Bemessung des Beitrags ist die Nutzungsflache. Diese ergibt sich durch Vervielfachen
der Grundstlcksflache (8 24) mit dem Nutzungsfaktor (88 25 bis 30).

1)

)

1)

)

8§24
Grundstiicksflache

Als Grundstiicksflache gilt:

1. Bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplans die Flache, die unter Berlcksichtigung
des 8 19 Abs. 1 SachsKAG der Ermittlung der zuldssigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

2. bei Grundstiicken, die mit ihrer gesamten Flache im unbeplanten Innenbereich (§ 34
Baugesetzbuch - BauGB) oder im Bereich eines Bebauungsplans, der die erforderlichen
Festsetzungen nicht enthalt, liegen, die Flache, die unter Berlicksichtigung des § 19 Abs. 1
SachsKAG der Ermittlung der zulassigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

3. Dbei Grundstlicken, die teilweise in den unter Nummern 1 oder 2 beschriebenen Bereichen und
teilweise im AuRenbereich (8§ 35 BauGB) liegen, die nach § 19 Abs. 1 SachskKAG
mafigebende Flache;

4. bei Grundsticken, die mit ihrer gesamten Flache im Auf3enbereich (8 35 BauGB) liegen oder
aufgrund 8§ 21 Abs. 2 beitragspflichtig sind, die nach 8 19 Abs. 1 SdchsKAG mallgebende
Flache.

Die nach § 19 Abs. 1 S4chsKAG vorgesehene Abgrenzung geschieht nach den Grundsétzen fur
die grundbuchmafige Abschreibung von Teilflichen unter Beachtung der baurechtlichen
Vorschriften ohne die Moglichkeit der Ubernahme einer Baulast.

§25
Nutzungsfaktor

Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den Vorteilen, die den Grundstiicken nach Mafigabe ihrer
zulassigen baulichen Nutzung durch die Einrichtung in Bezug auf die Schmutzwasserentsorgung
vermittelt werden. Die Vorteile orientieren sich an der Zahl der zuldassigen Geschosse. Als
Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der Sachsischen Bauordnung.

Der Nutzungsfaktor betragt im Einzelnen:

1. Inden Fallen des § 29 Abs. 2 0,2
2. Inden Fallen des § 29 Abs. 3 und § 30 Abs. 4 0,5
3. bei 1-geschossiger Bebaubarkeit 1,0
4. bei 2-geschossiger Bebaubarkeit 15
5. bei 3-geschossiger Bebaubarkeit 2,0
6. bei 4-geschossiger Bebaubarkeit 2,5
7. fir jedes weitere, Uber das 4. Geschoss hinausgehende Geschoss eine Erhéhung um 0,5.
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§26

Ermittlung des Nutzungsmalies bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan die Geschosszahl

1)

)

®3)

1)

)

®3)

festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzulassige Zahl der Vollgeschosse.
Ist im Einzelfall eine grof3ere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

Uberschreiten Geschosse nach Abs. 1, die nicht als Wohn- oder Biiroraume genutzt werden, die
Hoéhe von 3,5 m, so gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die Uberbaute
Grundstiicksflache und nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1
mafigebende Geschosszahl; Bruchzahlen werden auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

Sind in einem Bebauungsplan Uber die bauliche Nutzung eines Grundstiickes mehrere
Festsetzungen (Geschosszahl, Gebaudehthe, Baumassenzahl) enthalten, so ist die Geschosszahl
vor der Baumassenzahl maf3gebend.

§ 27
Ermittlung des Nutzungsmalies bei Grundstiicken, fur die ein Bebauungsplan eine
Baumassenzahl festsetzt

Bestimmt ein Bebauungsplan das Mal3 der baulichen Nutzung nicht durch eine Geschosszahl oder
die Hohe der baulichen Anlagen, sondern durch Festsetzung einer Baumassenzahl, so gilt als
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die nachstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

Ist eine gréRere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zuldssige Baumasse
genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die Gberbaute
Grundstiicksflache und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; Bruchzahlen werden auf
die néchstfolgende volle Zahl aufgerundet.

8 26 Abs. 3 ist anzuwenden.

§28

Ermittlung des Nutzungsmalles bei Grundstiicken, fur die ein Bebauungsplan die Hohe baulicher

)

)

®3)

1)

()

Anlagen festsetzt

Bestimmt ein Bebauungsplan das Mal3 der baulichen Nutzung nicht durch eine Geschosszahl oder
Baumassenzahl, sondern durch die Festsetzung der zulassigen Hohe baulicher Anlagen, so gilt als
Geschosszahl

1. bei Festsetzung der maximalen Gebaudehohe, die festgesetzte maximale Gebaudehdhe
geteilt durch 3,5;

2. bei Festsetzung der maximalen Wandhdhe das festgesetzte Hochstmall der Wandhohe
baulicher Anlagen, entsprechend der Definition des 8 6 Abs. 4 Satz 3 SachsBO, geteilt durch
3,5, zuzuglich eines weiteren Geschosses, wenn gleichzeitig eine Dachneigung von
mindestens 30° festgesetzt ist.

Bruchzahlen werden auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

Ist im Einzelfall eine gréRere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe baulicher Anlagen
genehmigt, so ist diese gemaf Absatz 1 in eine Geschosszahl umzurechnen.

8 26 Abs. 3 ist anzuwenden.

§29
Stellplatze, Garagen, Gemeinbedarfsflachen und sonstige Flachen

Grundstiicke, auf denen nur Stellplatze oder Garagen hergestellt werden kdnnen, gelten als
eingeschossig bebaubar. Als Geschosse gelten neben Vollgeschossen im Sinne § 2 Sachs.
Bauordnung auch Untergeschosse in Garagen- und Parkierungsbauwerken. Die 88 26, 27 und 28
finden keine Anwendung.

Offentliche Gemeinbedarfs- und Griinflachengrundstiicke, deren Grundstiicksflachen aufgrund
ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebauden Uberdeckt
werden sollen bzw. Uberdeckt sind (z.B. Friedhdfe, Sportplatze, Freibader), gelten als nicht
beitragspflichtig, sofern und solange sie nicht tatséchlich angeschlossen sind. Sind diese
angeschlossen, gilt ein Nutzungsfaktor von 0,2.
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Grundstiicke in Kleingartenanlagen gelten als nicht beitragspflichtig, sofern und solange sie nicht
tatséchlich angeschlossen sind. Sind diese angeschlossen, gilt ein Nutzungsfaktor von 0,5.

Fur Grundstucke, die von den Bestimmungen der 88 26, 27 und 28 und der Absétze 1 u. 3 nicht
erfasst sind (z.B. Lagerplatze) gilt, wenn § 21 Abs. 2 anzuwenden ist, ein Nutzungsfaktor von 0,5,
soweit auf ihnen keine Gebaude errichtet werden dirfen. Ist § 21 Abs. 2 nicht anzuwenden, gelten
diese Grundsticke als nicht beitragspflichtig.

§30
Ermittlung des Nutzungsmalles bei Grundstucken, fur die keine
Bebauungsplanfestsetzungen im Sinne der 88 26 bis 29 bestehen

In unbeplanten Gebieten und bei Grundstiicken, fir die ein Bebauungsplan keine den 8§ 26 — 29
entsprechende Festsetzung enthalt, ist bei bebauten und unbebauten, aber bebaubaren
Grundsticken die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Umgebung zulassigen Geschosse
mafigebend. Ist eine grolRere Geschosszahl vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen.

Im AufBRenbereich (& 35 BauGB) und bei Grundstiicken, die nach § 21 Abs. 2 beitragspflichtig sind,
ist bei bebauten Grundsticken die Zahl der tatsachlich vorhanden Geschosse mafRRgebend. Bei
unbebauten Grundstiicken, fir die ein Bauvorhaben genehmigt ist, gilt die Zahl der genehmigten
Geschosse. Bei unbebauten Grundstiicken, Stellplatzgrundstiicken und bei Grundstiicken mit nur
untergeordneter Bebauung gilt ein Nutzungsfaktor von 1,0.

Als Geschosse nach den Absatzen (1) und (2) gelten Vollgeschosse im Sinne der Sachsischen
Bauordnung. Bei Grundstiicken mit Gebduden ohne ein Vollgeschoss im Sinne der Sé&chs.
Bauordnung ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung der tatsachlich vorhandenen Baumasse
des Bauwerkes geteilt durch die Uberbaute Grundstiicksflache und nochmals geteilt durch 3,5.
Uberschreiten Geschosse, die nicht als Wohn- und Betriebsgebaude genutzt werden, die Hohe von
3,5 m, so gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerkes geteilt durch die Uberbaute
Grundsticksflache und nochmals geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nachfolgende volle
Zahl aufgerundet.

Soweit die Abséatze (1) bis (3) keine Regelungen enthalten, ist § 29 entsprechend anzuwenden.

§31
Erneute Beitragspflicht

Grundstiicke, fur die bereits ein Beitrag nach § 21 entstanden ist, unterliegen einer erneuten
Beitragspflicht, wenn

1. sich die Flache des Grundstiicks vergroRert (z. B. durch Zukauf) und fir die zugehende
Flache noch keine Beitragspflicht entstanden war,

2. sich die Flache des Grundstiicks vergrofert und fir die zugehende Flache eine Beitragspflicht
zwar schon entstanden war, sich jedoch die zuldssige bauliche Nutzung der zugehenden
Flache durch die Zuschreibung erhoht,

3. sich die Verhaltnisse, die der Abgrenzung gemafl 8§ 24 Abs. 1 zugrunde lagen, geandert
haben,

4. allgemein oder im Einzelfall ein hoheres MaR der baulichen Nutzung (8 25) zugelassen wird
oder

5. ein Fall des § 26 Abs. 2 oder ein Fall, auf den diese Bestimmung kraft Verweisung
anzuwenden ist, nachtréaglich eintritt.

Der erneute Beitrag bemisst sich nach den Grundsatzen des § 25. In den Fallen des Absatzes 1
Nummern 2, 4 und 5 bemisst sich der erneute Beitrag nach der Differenz zwischen den der
bisherigen Situation und der neuen Situation entsprechenden Nutzungsfaktoren; wenn durch die
Anderung der Verhaltnisse der jeweilige Rahmen des § 25 Abs. 2 nicht tberschritten wird, entsteht
keine erneute Beitragspflicht. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des 4. Teils dieser Satzung
entsprechend.
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8§32
Zusatzlicher Abwasserbeitrag von GrofRverbrauchern

Fir Grundstiicke, die die Einrichtung nachhaltig nicht nur unerheblich Gber das normale Maf3 hinaus in
Anspruch nehmen, kann der Zweckverband durch besondere Satzungsregelung zusatzliche Beitrage
gemaf § 20 SachsKAG erheben.

§33
Beitragssatz
Der Abwasserbeitrag betragt 3,16 € (6,19 DM) je m2 Nutzungsflache.
8§34
Entstehung der Beitragsschuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht:
1. inden Fallen des § 21 Abs. 3 mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung,

2. in den Fallen des § 21 Abs. 1 sobald das Grundstick an die Schmutzwasserentsorgung
angeschlossen werden kann,

in den Fallen des § 21 Abs. 2 mit der Genehmigung des Anschlussantrages,

4. in den Fallen des § 21 Abs. 5 mit dem In-Kraft-Treten der Satzung (-s&nderung) Uber die
Erhebung eines weiteren Beitrags,

5. inden Fallen des § 31 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 mit der Eintragung der Anderung im Grundbuch,

6. inden Fallen des § 31 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und 5 mit dem Wirksamwerden der Rechtsdnderungen
oder, soweit die Anderungen durch BaumaRnahmen eintreten, mit deren Genehmigung;
soweit keine Genehmigung erforderlich ist, ist der Zeitpunkt maRgebend, zu dem der
Zweckverband Kenntnis von der Anderung erlangt hat

(2) Absatz 1 gilt auch fur mittelbare Anschlusse (8 13 Abs. 2).
§35
Falligkeit der Beitragsschuld
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.
§ 36
Entstehung und Falligkeit von Vorauszahlungen
Der Zweckverband erhebt keine Vorauszahlungen auf den nach & 20 Abs. 1 voraussichtlich
entstehenden Beitrag.
§ 37
Ablésung des Beitrags

(1) Der erstmalige Abwasserbeitrag im Sinne von § 21 Abs. 1 kann vor Entstehung der Beitragsschuld
abgelost werden. Der Betrag der Abldsung bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlich
entstehenden Beitrags.

(2) Die Ablosung wird im Einzelfall zwischen dem Zweckverband und dem Grundstiickseigentimer
oder dem Erbbauberechtigten oder dem sonst dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigten
vereinbart.

(3) Weitere, erneute und zusatzliche Beitragspflichten (§ 21 Abs. 5, 88 31 und 32) bleiben durch
Vereinbarungen Uber Ablésungen der erstmaligen Teilbeitrage unberihrt.

(4) Weitere, erneute und zusatzliche Beitrdge kénnen nicht abgeldst werden.
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8§38
Anrechnung von ErschlieBungsleistungen auf den Abwasserbeitrag

Der von Dritten gemaR § 25 Abs. 2 SachsKAG Ubernommene Erschlielungsaufwand wird im
nachgewiesenen beitragsfahigen Umfang auf die jeweilige Teilbeitragsschuld der erschlossenen
Grundstiicke angerechnet.

5. Teil - Abwassergebihren

8§39
Erhebungsgrundsatz

(1) Der Zweckverband erhebt fir die Benutzung der offentlichen Abwasseranlagen
Abwassergebiihren.

(2) Die Geblhren werden erhoben

1. als Benutzungsgebuhr A fur die Beseitigung von Schmutzwasser von Grundstlicken, die an
die Abwasseranlage Uber Anschlusskanal angeschlossen sind. Die Geblhr gliedert sich in
Grundgebuhr und Mengengebtihr auf.

2. als Benutzungsgebuhr B fur die Grundsticke, von denen das Abwasser aus
Grundstlicksabwasseranlagen abgeholt und in einem o6ffentlichen Klarwerk gereinigt wird. Die
Gebuhr gliedert sich in die Grundgebiihr und Mengengebulhr auf.

8 40
Gebihrenschuldner

(1) Schuldner der Abwassergebuhren ist der Grundstiickseigentimer. Der Erbbauberechtigte oder
sonst dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte ist anstelle des Grundstilickseigentimers
Gebihrenschuldner.

(2) Geblhrenschuldner fiir die Gebiihr nach § 41 Abs. 2 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.
(3) Mehrere Gebiihrenschuldner fir dasselbe Grundstiick sind Gesamtschuldner.
§41
Gebihrenmaflistab
I. Benutzungsgebuhr A
(1) Die Mengengebihr wird nach der Abwassermenge bemessen, die auf dem an die 6ffentlichen
Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstiick anféllt nach § 42 Abs. 1.

(2) Bei sonstigen Einleitungen (8 7 Abs. 4) bemisst sich die Mengengebuhr nach der eingeleiteten
Wassermenge.

II. Benutzungsgebiihr B
(3) Fiur Abwasser, das aus abflusslosen Abwassersammelgruben, abflusslosen Fakalgruben oder

Kleinklaranlagen entnommen wird, bemisst sich die Abwassergebihr nach der Menge des
entnommenen Abwassers.

§42
Abwassermenge

(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (8 47 Abs. 2) gilt im Sinne von § 41 Abs. 1 als
angefallene Abwassermenge

1. bei offentlicher Wasserversorgung der der Entgeltberechnung zugrunde gelegte
Wasserverbrauch,

2. bei nichtoffentlicher Trink- und Brauchwasserversorgung die dieser enthommene
Wassermenge und

3. das auf Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser, soweit es als Brauchwasser genutzt
wird.
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Der Gebuhrenschuldner hat bei nichtoffentlicher Trink- und Brauchwasserversorgung geeignete
Messeinrichtungen zur Feststellung der eingeleiteten Abwassermengen auf seine Kosten
anzubringen und zu unterhalten. Die dazu notwendigen Messeinrichtungen sind durch den
Zweckverband oder dem von ihm beauftragten Betriebsfihrer entsprechend den technischen
Regeln abzunehmen.

§43
Absetzungen

Nach § 42 ermittelte Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet wurden, werden auf schriftichen Antrag des Geblhrenschuldners bei der Bemessung
der Abwassereinleitungsgebihr abgesetzt.

Fiar landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis durch Messungen eines besonderen
Wasserzahlers erbracht werden. Dabei muss gewdhrleistet sein, dass tUber diesen Wasserzahler
nur solche Frischwassermengen enthommen werden kdnnen, die in der Landwirtschaft verwendet
werden und deren Einleitung als Abwasser nach § 6, insbesondere Absatz 2 Nr. 3 ausgeschlossen
ist. Absatz 1 findet keine Anwendung.

Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch Messungen
nach Absatz 2 festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei
gilt als nicht eingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1:

1. je Vieheinheit Gefliigel 3 m3/a

2. je Pferd 20 m3/a

3. je Kuh 35 m3/a

4. je Zuchtbulle oder Zugochse 42 m3/a
5. je Schaf/ Ziege 20 m3/a

Der Umrechnungsschlissel fur Tierbestdande in Vieheinheiten gemdl § 51 des
Bewertungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung ist entsprechend anzuwenden. Fir den
Viehbestand ist der Stichtag maRRgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeitrage fir
das laufende Jahr richtet. Diese pauschal ermittelte, nicht eingeleitete Wassermenge wird von der
gesamten verbrauchten Wassermenge im Sinne von 8 42 abgesetzt. Die danach verbleibende
Wassermenge muss fur jede fur das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort
wahrend des Veranlagungszeitraums nicht nur vortibergehend aufgehalten hat, mindestens 30
m3/a betragen. Wird dieser Wert nicht erreicht, ist die Absatzmenge entsprechend zu verringern.

Antrage auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats nach
Bekanntgabe des Gebiuhrenbescheids an den Zweckverband zu stellen.
8§44
Hohe der Abwassermengengebihren

I. Benutzungsgebihr A

Die Mengengebuhr fur die Benutzungsgebihr A betragt je m3 Abwasser 1,39 €.
[l. Benutzungsgebuhr B

Die Mengengebuhr fur die Benutzungsgebihr B betragt je m3 Abwasser 15,32 €.

§ 45
Grundgebihr
I. Benutzungsgebihr A
Neben der Mengengebilhr nach § 44 Abs. 1 wird fur baulich genutzte und an die Abwasseranlage
angeschlossene Grundsticke eine Grundgebihr erhoben.
Die Grundgebiihr betragt je Einwohnergleichwert (EGW) 20,00 € pro Jahr.

Als Einwohnergleichwerte gelten insbesondere :
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Jede amtlich mit Hauptwohnsitz gemeldete Person entspricht 1 EGW. Bei Fabriken, Werkstétten
und Buroh&usern entsprechen 3 Betriebsangehdrige 1 EGW, soweit sich die Betriebsangehérigen
Ublicherweise in den Betriebs- bzw. Burordumen aufhalten. Bei Gaststatten mit Klchenbetrieb
entspricht jeder Beschaftigte 1 EGW. Bei Beherbergungsstatten, Pflegeheimen und Internaten
entspricht jeder Beherbergungsplatz 1 EGW, wobei bei Minderauslastung ein Antrag auf
Minderung der Grundgebiihr entsprechend § 43 gestellt werden kann.

(4) MaRgeblich sind die Verhéltnisse am 01.01. jedes Veranlagungsjahres. Bei Anderungen der EGW
im Laufe des Veranlagungsjahres, wird die Grundgebiihr anteilig ab dem auf die Anderungen
folgenden Quartal erhéht bzw. vermindert.

Il. Benutzungsgebuhr B

(5) Neben den Mengengebihren nach § 44 Abs. 2 wird eine Grundgebiihr von 35,88 € je Abfuhr
erhoben.

8 46
GrolRReinleiter

Mit GroReinleitern koénnen individuelle Einleitungsvertrage abgeschlossen werden. Dabei ist
insbesondere der Verschmutzungsgrad des angelieferten Abwassers (ev. Vorreinigung) zu
Berticksichtigen.

§ 47
Entstehung und Falligkeit der Geblhrenschuld, Veranlagungszeitraum

(1) Die Pflicht, Gebluhren zu entrichten, entsteht jeweils zu Beginn des Kalenderjahres, frihestens
jedoch mit der Inbetriebnahme der Grundstiicksentwasserungsanlagen oder dem Beginn der
tatsachlichen Nutzung.

(2) Die Gebuhrenschuld entsteht
a) bei der Benutzungsgebihr A jeweils zum Ende des Kalenderjahres und
b) bei der Benutzungsgebiihr B mit der Erbringung der Leistung bzw. Anlieferung des Abwasser.

(3) Die Abwassergebihren sind 2 Wochen nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheides zur Zahlung
fallig.

§ 48
Vorauszahlungen

(1) Jeweils zum 15. Februar, 15. April, 15. Juni, 15. August, 15. Oktober, 15. Dezember eines jeden
Jahres sind Vorauszahlungen auf die voraussichtliche Gebuhrenschuld nach 8§ 47 Abs. 2
Buchstabe a zu leisten.

(2) Der Vorauszahlung ist jeweils ein Sechstel der Geblhr des Vorjahres zugrunde zu legen;
Anderungen der Gebiihrenhdhe sind dabei zu beriicksichtigen. Fehlt eine Vorjahresabrechnung
oder bezieht sich diese nicht auf ein volles Kalenderjahr, wird die voraussichtliche Abwassermenge
geschatzt. Die Grundgebihr wird nach MaRgabe der Verhdltnisse am 1.1. des jeweiligen
Veranlagungszeitraumes ermittelt.

§ 49
Erstattungsanspriche

(1) Der Zweckverband erhebt Erstattungsanspriiche fir Aufwendungen und Leistungen, die nicht mit
den laufenden Gebiihren abgegolten sind.

(2) Im Falle des 8 9 werden die durch eine vom Zweckverband geforderte Abwasseruntersuchung
entstehenden Kosten direkt an den Eigentumer, Erbbauberechtigten oder Benutzer der 6ffentlichen
Abwasseranlage gestellt. Die Kosten richten sich nach den aktuellen Preislisten der zur
Abwasseruntersuchung zugelassenen Labore.

8§50
Starkverschmutzerzuschlage

Starkverschmutzerzuschlage werden nicht erhoben.
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§51
Verschmutzungswerte

Verschmutzungswerte werden nicht festgesetzt, da Starkverschmutzerzuschlage nicht erhoben werden.

1)

)

®3)

(4)

1)

()

®3)
(4)

6. Teil - Anzeigepflicht, Anordnungsbefugnis, Haftung,
Ordnungswidrigkeiten

§52
Anzeigepflichten

Binnen eines Monats haben der Grundstiickseigentimer, der Erbbauberechtigte und der sonst
dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte dem Zweckverband anzuzeigen:

1. Den Erwerb oder die VerduB3erung eines an die offentlichen Abwasseranlagen
angeschlossenen Grundstiicks,

2. bei Inkrafttreten dieser Satzung vorhandenen abflusslosen Gruben und Kleinklaranlagen,
soweit dies noch nicht geschehen ist, Eine Grundstucksubertragung ist vom Erwerber und
vom Veraul3erer anzuzeigen.

Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraums hat der Gebuhrenpflichtige dem
Zweckverband anzuzeigen:

1. Die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtoffentlichen Wasserversorgungsanlage (8
42 Abs. 1 Nr. 2),

2. die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigungen (8§ 7 Abs. 2) und

3. das auf dem Grundstick gesammelte und als Brauchwasser verwendete
Niederschlagswasser (§ 42 Abs. 1 Nr. 3).

Unverziglich haben der Grundstiickseigentimer und die sonst zur Nutzung eines Grundstiicks
oder einer Wohnung berechtigten Personen dem Zweckverband mitzuteilen:

1. Anderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers;

2. wenn gefahrliche oder schadliche Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen gelangen oder
damit zu rechnen ist;

3. den Entleerungsbedarf der privaten Kleinklaranlagen und privaten abflusslosen Gruben
geman 8 19 Abs. 3.

Wird eine private Grundsticksentwéasserungsanlage, auch nur voribergehend, auf3er Betrieb
gesetzt, hat der Grundstickseigentimer diese Absicht so friihzeitig mitzuteilen, dass der
Anschlusskanal rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

§53
Haftung des Zweckverbandes

Werden die o6ffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstérungen, die der Zweckverband nicht
zu vertreten hat, voriibergehend ganz oder teilweise aul3er Betrieb gesetzt oder treten Mangel oder
Schéaden auf, die durch Rickstau infolge von Naturereignissen, wie Hochwasser, Starkregen oder
Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht sind, so erwéchst daraus
kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch auf ErmaRigung oder auf Erlass von Beitragen
oder Gebuhren entsteht in keinem Fall.

Die Verpflichtung des Grundstlickseigentiimers zur Sicherung gegen Rickstau (8 17) bleibt
unberdhrt.

Im Ubrigen haftet der Zweckverband nur fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit.

Eine Haftung nach den Vorschriften des Haftpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes Uber die
Vermeidung und Sanierung von Umweltschaden (Umweltschadensgesetz) bleibt unberihrt.
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§ 54
Anordnungsbefugnis, Haftung der Benutzer

Der Zweckverband kann nach pflichtgemaflem Ermessen die notwendigen MalRnahmen im
Einzelfall anordnen, um rechtswidrige Zustande zu beseitigen, die unter Verstol3 gegen
Bestimmungen dieser Satzung herbeigefiihrt worden oder entstanden sind. Er kann insbesondere
MaRnahmen anordnen, um drohende Beeintrachtigungen offentlicher Abwasseranlagen zu
verhindern und um deren Funktionsféahigkeit aufrecht zu erhalten. Dies gilt ebenso fiir Mal3nahmen,
um eingetretene Beeintrachtigungen zu minimieren und zu beenden, sowie, um die
Funktionsfahigkeit der Abwasseranlagen wiederherzustellen.

Der Grundstiickseigentimer und die sonstigen Benutzer haften fir schuldhaft verursachte
Schaden, die infolge einer unsachgeméafen oder den Bestimmungen dieser Satzung
widersprechenden Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustands der privaten
Grundstlicksentwasserungsanlagen  entstehen. Sie  haben den  Zweckverband von
Ersatzanspriichen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schaden geltend gemacht werden.
Gehen derartige Schaden auf mehrere private Grundsticksentwéasserungsanlagen zurick, so
haften deren Eigentimer oder Benutzer als Gesamtschuldner.

§55
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 SachsGemO handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. entgegen 8§ 3 Abs. 1 das Abwasser nicht dem Zweckverband berlasst,

2. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwasser oder Stoffe in die
offentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen Grenzwerte fiur einleitbares
Abwasser nicht einhalt,

3. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Behandlung, Drosselung oder Speicherung in offentliche
Abwasseranlagen einleitet,

4. entgegen § 7 Abs. 2 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht
unterliegt, ohne besondere Genehmigung des Zweckverbandes in Offentliche
Abwasseranlagen einleitet,

5. entgegen 8§ 12 Abs. 1 einen vorlaufigen oder voriibergehenden Anschluss nicht von dem
Zweckverband herstellen lasst,

6. entgegen 8§ 13 Abs. 1 einen Anschluss an die dffentlichen Abwasseranlagen ohne schriftliche
Genehmigung des Zweckverbandes herstellt, benutzt oder andert,

7. die private Grundstiicksentwésserungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 14 und §
15Abs. 3 Satz 2 und 3 herstellt,

8. die Verbindung der privaten Grundsticksentwasserungsanlage mit der 6ffentlichen
Abwasseranlage nicht nach § 15 Abs. 3 Satz 1 im Einvernehmen mit dem Zweckverband
herstellt,

9. entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht
rechtzeitig vornimmt,

10. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungsgerate oder &hnliche Gerate an eine private
Grundstiicksentwasserungsanlage anschlief3t,

11. entgegen § 18 Abs. 1 die private Grundstiicksentwasserungsanlage vor Abnahme in Betrieb
nimmt,

12. entgegen 8 52 seinen Anzeigepflichten gegeniiber dem Zweckverband nicht, nicht vollstéandig
oder nicht rechtzeitig nachkommt.

Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 2 Nr. 2 SachskKAG handelt, wer vorsétzlich oder leichtfertig
seinen Anzeigepflichten nach 8 52 nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

Die Vorschriften des Séachsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (SachsVwVG) bleiben
unberthrt.
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7. Teil - Ubergangs- und Schlussbestimmungen

856
Unklare Rechtsverhéltnisse

Bei Grundstiicken, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle
des Grundstiickseigentiimers nach den Vorschriften dieser Satzung der Verfligungsberechtigte im Sinne
von § 8 Abs. 1 des Vermogenszuordnungsgesetzes (VZOG) in der jeweils geltenden Fassung.

8§57
In-Kraft-Treten

(1) Soweit Abgabenanspriche nach dem bisherigen Satzungsrecht auf Grund des S&chsKAG oder
des Vorschaltgesetzes Kommunalfinanzen bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung,
die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabenschuld gegolten haben.

(2) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Veroffentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten die
Abwassersatzung vom 27.03.2000 sowie alle spateren Anderungssatzungen der Abwassersatzung
vom 27.03.2000 aulRer Kraft.

Seifhennersdorf, den 17.12.2014

Berndt
Verbandsvorsitzende

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SachsGemO:

Nach 8 4 Abs. 4 SachsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der SachsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als
vom Anfang giltig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt,

2. Vorschriften (ber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 S&chsGemO wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in 8 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehérde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrensweise der Formvorschriften gegeniiber dem Zweckverband
unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in 8 4, Abs. 4 Satz 1 SdchsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung
geltend machen.

Seifhennersdorf, den 17.12.2014

Berndt
Verbandsvorsitzende

Seite 18 von 18



	Satzung über die öffentliche
	Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS)
	vom 16.12.2014
	1. Teil – Allgemeines
	2. Teil – Anschluss und Benutzung
	3. Teil – Anschlusskanäle und private Grundstücksentwässerungsanlagen
	4. Teil – Schmutzwasserbeitrag
	5. Teil - Abwassergebühren
	6. Teil - Anzeigepflicht, Anordnungsbefugnis, Haftung, Ordnungswidrigkeiten
	7. Teil - Übergangs- und Schlussbestimmungen

